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Landtag 25.03.19
19. Wahlperiode

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE und
der FDP

Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Rechtsverhiltnisse der Mitglieder der
Bremischen Biirgerschaft (Bremisches Abgeordnetengesetz)

Interfraktionell wurde vereinbart, eine neue Geschaftsordnung zu erarbeiten,
die den Anforderungen an einen modernen Parlamentsbetrieb gentigt. Im Rah-
men der Uberpriifung des Systems der OrdnungsmaBnahmen kam man iiber-
ein, fir die Falle, in denen die Wiirde oder Ordnung der Bremischen
Biurgerschaft nicht nur geringfiigig verletzt wird, ein Ordnungsgeld vorzuse-
hen. Da diese MaBnahme in die Statusrechte der Abgeordneten eingreift, be-
darf es dafiir einer gesetzlichen Grundlage, die mit der vorliegenden Anderung
des Abgeordnetengesetzes geschaffen werden soll. Aus verwaltungsprakti-
schen Griinden erscheint es sinnvoll, ein etwa verhdngtes Ordnungsgeld mit
der Abgeordnetenentschadigung zu verrechnen.

Gleichzeitig wird mit § 2a Absatz 2 eine Rechtsgrundlage fiir den in der Ge-
schaftsordnung vorgesehenen Sitzungsausschluss von Abgeordneten wegen
grober Ungebthr oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegen die zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung gegebenen Vorschriften geschaffen.

Auf Anregung des Rechnungshofs soll § 43 um einen Absatz erweitert werden.
Diese Vorschrift stellt klar, dass der Rechnungshof der Prasidentin oder dem
Prasidenten der Bremischen Biirgerschaft Ergebnisse der Priifung der Fraktio-
nen mitteilt, wenn sie von grundsaétzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu-
tung sind.

Antrag:
Die Birgerschaft (Landtag) mége beschlieBen:

Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Rechtsverhiltnisse der Mitglie-
der der Bremischen Biirgerschait (Bremisches Abgeordnetengesetz)

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Birgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz:

Artikel 1

Anderung des Gesetzes iiber die Rechtsverhiltnisse der Mitglieder der Bre-
mischen Biirgerschaft (Bremisches Abgeordnetengesetz)

Das Gesetz uber die Rechtsverhéltnisse der Mitglieder der Bremischen Biirger-
schaft (Bremisches Abgeordnetengesetz) vom 16. Oktober 1978 (BremGBl S.
209, SaBremR 1100a-3), das zuletzt durch Gesetz vom 12. Dezember 2017
(Brem.GBI. S.713) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefiigt:
»§ 2a Ordnungsgeld und Sitzungsausschluss

(1) Wegen einer nicht nur geringfigigen Verletzung der Wiirde oder Ord-
nung des Hauses kann die Bremische Biirgerschaft gegen ein Mitglied,
auch ohne dass ein Ordnungsruf ergangen ist, ein Ordnungsgeld in Hoéhe
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von bis zu 1 000 Euro festsetzen. Das Ordnungsgeld kann mit der monatli-
chen Entschdadigung nach § 5 Absatz 1 verrechnet werden.

(2) Wegen einer groben Ungebtiihr oder wiederholten Zuwiderhandlungen
gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung gegebenen Vorschriften
kann ein Mitglied von einem oder mehreren Sitzungstagen ausgeschlos-
sen werden. Ein Ausschluss darf hochstens fir drei Sitzungstage erfolgen.

(3) Das Nahere regelt die Geschaftsordnung der Bremischen Birger-
schaft.”

2. Die Uberschrift zu § 20 wird wie folgt gefasst:

+Zuschuss zu den Kosten in Krankheits- und Pflegefdllen und sonstige
Leistungen”.

3. In § 26 Satz 2 werden nach dem Wort ,ist” die Worte ,mit Ausnahme der
Durchsetzung eines Ordnungsgeldes nach § 2a Absatz 1" eingeftgt.

4. Dem § 43 wird folgender Absatz angefugt:

»(3) Prifergebnisse von grundsatzlicher oder erheblicher finanzieller Be-
deutung teilt der Rechnungshof der Prasidentin oder dem Prasidenten der
Bremischen Burgerschaft mit. "

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Beginn der 20. Wahlperiode der Biirgerschaft (Landtag) in
Kraft.

Begriindung:
Zu § 2a

Nach Absatz 1 kann die Bremische Biirgerschaft gegen ein Mitglied wegen ei-
ner nicht nur geringfiigigen Verletzung der Wiirde oder Ordnung des Hauses,
auch ohne dass ein Ordnungsruf ergangen ist, ein Ordnungsgeld in Héhe von
bis zu 1 000 Euro festsetzen. Wegen des damit verbundenen Eingriffs in die
Rechte der betroffenen Abgeordneten kommt ein solches Ordnungsgeld aus
Grinden der VerhaltnismaBigkeit nur in Betracht, wenn gravierende Verstofie
gegen die Wiirde oder die Ordnung der Bremischen Biirgerschaft festgestellt
werden konnen. Die Hohe des festgesetzten Ordnungsgeldes wird in Aus-
ubung pflichtgeméaBen Ermessens bestimmt. Als Hochstgrenze erscheint 1 000
Euro angemessen. Der Gesetzentwurf sieht die Moglichkeit vor, das Ordnungs-
geld mit der monatlichen Entschadigung zu verrechnen. Dafur sprechen ver-
waltungspraktische Erwdagungen.

Absatz 2 regelt den Sitzungsausschluss von Mitgliedern, die sich grob unge-
biuhrlich verhalten haben oder wiederholt gegen die zur Aufrechterhaltung der
Ordnung gegebenen Vorschriften verstofen haben. Unter VerhéaltnismaBig-
keitsgesichtspunkten erscheint die Beschrankung auf maximal drei Sitzungs-
tage ausreichend.

Nach Absatz 3 trifft die Geschaftsordnung ndahere Regelungen zum Ordnungs-
geld und zum Sitzungsausschluss.

Zur Uberschrift des § 20

Mit der gednderten Uberschrift wird der Anderung der Beihilfeverordnung
Rechnung getragen.

Zu § 26

Mit der Anderung wird der Schutzbereich des § 26 begrenzt und die Aufrech-
nungsmoglichkeit fiir verhdngte Ordnungsgelder geschaffen. Damit besteht
die Moglichkeit, das Ordnungsgeld effektiv durchzusetzen.



Zu § 43

Die Regelung geht zurtiick auf eine Anregung des Rechnungshofs. Sie stellt im
Vergleich zur gegenwartigen Rechtslage eine Einschrankung dar, weil der
Rechnungshof nunmehr nur noch verpflichtet ist, Prifergebnisse von grund-
satzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung der Prasidentin oder dem
Prasidenten der Bremischen Biirgerschaft mitzuteilen. Die Regelung ist ausrei-
chend, um die notwendige Mittelkontrolle zu gewadhrleisten. Gleichzeitig be-
rucksichtigt sie, dass Unabhéangigkeit und Funktionsfahigkeit der Fraktionen
nicht beeintrachtigt beziehungsweise gefahrdet werden.

Bjorn Tschope und Fraktion der SPD

Thomas Réwekamp und Fraktion der CDU

Dr. Maike Schaefer und Fraktion Biindnis 90/Die Grinen
Kristina Vogt und Fraktion DIE LINKE

Lencke Steiner und Fraktion der FDP



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 2118
	Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE und der FDP
	Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bremischen Bürgerschaft (Bremisches Abgeordnetengesetz)



